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BGH II. Senat    18.03.2025     II ZR 77/24 
 

Erklärungswert des Handelns des GmbH-Geschäftsführers  
 

Leitsatz  
 

Gibt ein Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung auf deren Geschäftspapier eine Erklärung 
ab, die Wirkung auf die Vertragsbeziehungen der Gesellschaft entfalten soll, geht der objektive Erklärungswert 
einer solchen Erklärung grundsätzlich dahin, dass diese im Namen der Gesellschaft abgegeben werden soll. 
 

Sachverhalt 
 

Der Kläger und seine Brüder T.           und J.         F.         waren zu gleichen Anteilen Gesellschafter der Gebrüder 
F.          GmbH (im Folgenden: Schuldnerin), über deren Vermögen im laufenden Rechtsstreit das Insolvenzver-
fahren eröffnet und der Beklagte zum Insolvenzverwalter bestellt worden ist. Der Kläger war neben T.          F.          
zur Einzelvertretung berechtigter Geschäftsführer der Schuldnerin mit einem Geschäftsführergehalt von 6.525 € 
monatlich. 

 

Nach § 9 Nr. 3 der Satzung der Schuldnerin wird die Gesellschaft bei Abschluss, Änderung oder Beendigung eines 
Geschäftsführeranstellungsvertrags "durch die Gesellschafter und die Geschäftsführung gemeinsam vertreten". 
 

Mit Beschluss der Gesellschafterversammlung der Schuldnerin vom 24. Juni 2019 wurde der Kläger als Geschäfts-
führer abberufen. In der Gesellschafterversammlung vom 31. Juli 2019 wurde beschlossen, den Geschäftsführer-
anstellungsvertrag mit dem Kläger außerordentlich fristlos zu kündigen. An beiden Gesellschafterversammlungen 
nahm der Kläger nicht teil. Mit Schreiben vom 13. August 2019 sprach T.         F.         die fristlose Kündigung des 
Geschäftsführeranstellungsvertrags gegenüber dem Kläger aus. 
 

In der Gesellschafterversammlung der Schuldnerin vom 23. Dezember 2019 wurde erneut beschlossen, den Kläger 
als Geschäftsführer der Schuldnerin abzuberufen und den Geschäftsführeranstellungsvertrag des Klägers zu kün-
digen. Mit Schreiben vom selben Tag erklärte T.       F.        , der von der Gesellschafterversammlung mit dem 
Ausspruch der Kündigung gegenüber dem Kläger beauftragt worden war, die fristlose Kündigung des mit dem 
Kläger geschlossenen Geschäftsführeranstellungsvertrags gegenüber dem Kläger. 
 

Mit Schlussurteil vom 20. Januar 2022 hat das Landgericht unter Bestätigung zweier Vorbehaltsurteile die Schuld-
nerin zur Zahlung eines Geschäftsführergehalts für den Zeitraum Dezember 2019 bis Dezember 2020 in Höhe von 
insgesamt 84.825 € verurteilt. Zur Abwendung der Zwangsvollstreckung hat die Schuldnerin im Anschluss unter 
Vorbehalt die zugesprochene Geschäftsführervergütung gezahlt. Die Schuldnerin hat das landgerichtliche Urteil 
akzeptiert, soweit es von der Unwirksamkeit der ersten Kündigung ausgegangen ist, und gestützt auf die Kündigung 
vom 23. Dezember 2019 mit der Berufung die Abweisung der Klage für den Zahlungszeitraum vom 24. Dezember 
2019 bis einschließlich Dezember 2020 verlangt. Im Laufe des Berufungsverfahrens ist das Insolvenzverfahren 
über das Vermögen der Schuldnerin eröffnet worden. Der Beklagte hat nach Wiederaufnahme des Verfahrens 
hilfsweise beantragt, den Kläger zu verurteilen, an ihn 26.595,05 € und 58.725 € zu zahlen. Das Berufungsgericht 
hat die Berufung zurückgewiesen. 
 

Mit der vom Senat zugelassenen Revision verfolgt der Beklagte seine in der Berufungsinstanz zuletzt gestellten 
Anträge weiter. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache 
an das Berufungsgericht. 
 

I. Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung im Wesentlichen wie folgt begründet: 
 

Dem Kläger stehe ein Anspruch auf Zahlung der Geschäftsführervergütung zu, weil die mit Schreiben vom 23. 
Dezember 2019 ausgesprochene außerordentliche Kündigung wegen Nichteinhaltung der nach § 9 Nr. 3 der 
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Satzung der Schuldnerin für diesen Fall angeordneten gemeinsamen Vertretung durch Gesellschafter und Ge-
schäftsführung unwirksam sei. Zwar könne unterstellt werden, dass der Geschäftsführer T.        F.          durch die 
Gesellschafter mit der Erklärung und Bekanntgabe der Kündigung gegenüber dem Kläger beauftragt worden sei. 
Es fehle jedoch die erforderliche Vertretung der Gesellschaft bei der Kündigungserklärung auch durch den Ge-
schäftsführer T.         F.          . Dieser habe lediglich allgemeines Briefpapier der Schuldnerin verwandt, welches 
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben am Seitenende vorgedruckt T.       F.      als Geschäftsführer aufgeführt 
habe, und ohne den Zusatz "Geschäftsführer" unterschrieben. Ein sonstiger, vor allem individueller Hinweis auf 
eine Erklärung (auch) als Geschäftsführer, beispielsweise unter seiner Unterschrift, finde sich hingegen nicht. Die 
Kündigung durch T.           F.          zumindest auch als Geschäftsführer sei keineswegs selbsterklärend. Er habe, 
im Gegenteil, einzig und in ausdrücklicher und wiederholter "Erfüllung des Auftrags der Gesellschafterversamm-
lung" vom 23. Dezember 2019 die Kündigung gegenüber dem Kläger erklärt, mithin ausdrücklich auf den Auftrag 
zur Erklärung der Kündigung im Namen des Mitgesellschafters Bezug genommen. Eine rein botenmäßige Über-
mittlung der Willenserklärung der Gesellschafterversammlung genüge aber nicht. Aus der Stimmabgabe des T.        
F.        als Gesellschafter der Schuldnerin für die außerordentliche Kündigung des Geschäftsführeranstellungsver-
trags mit dem Kläger könne, ungeachtet des der Kündigungserklärung angehängten Protokolls der Gesellschafter-
versammlung vom 23. Dezember 2019, nicht auf seine entsprechende Zustimmung zur außerordentlichen Kündi-
gung als Geschäftsführer geschlossen werden. 
 

Infolgedessen sei der Kläger der Schuldnerin bzw. dem Beklagten gegenüber auch nicht zur Rückzahlung der zur 
Abwendung der Zwangsvollstreckung bereits erhaltenen Zahlung verpflichtet. 
 

II. Das Berufungsurteil hält einer rechtlichen Nachprüfung nicht stand. 
 

1. Das Verfahren ist durch den beklagten Insolvenzverwalter wirksam nach § 85 Abs. 1 Satz 1 InsO wiederaufge-
nommen worden. Da die Schuldnerin vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens zur Abwendung der Zwangsvollstre-
ckung die durch das Landgericht zugesprochene Geschäftsführervergütung gezahlt hat, handelt es sich um einen 
Rechtsstreit über das zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen. 
 

Die Frage, ob ein Aktivprozess im Sinne des § 85 Abs. 1 Satz 1 InsO oder ein nicht in den Anwendungsbereich der 
Norm fallender Passivprozess vorliegt, ist nicht nach der formellen Parteirolle zu beantworten, sondern danach, ob 
in dem anhängigen Rechtsstreit über die Pflicht zu einer Leistung gestritten wird, die in die Masse zu gelangen hat 
(BGH, Urteil vom 7. Dezember 2017 - VII ZR 101/14, BGHZ 217, 103 Rn. 16 mwN). Für die Einordnung als Aktiv-
prozess kommt es darauf an, ob ein Vermögensrecht für den Schuldner und damit zu Gunsten der späteren Tei-
lungsmasse in Anspruch genommen wird (BGH, Urteil vom 27. März 1995 - II ZR 140/93, ZIP 1995, 643 f.; Be-
schluss vom 10. Mai 2016 - XI ZR 46/14, ZIP 2016, 1655 Rn. 10; Beschluss vom 11. März 2025- II ZR 120/24, Rn. 
7). Hat der Schuldner vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens auf die Forderung geleistet, wandelt sich der Passiv-
prozess bei Wiederaufnahme des Verfahrens durch den Insolvenzverwalter in einen Aktivprozess, weil es in dem 
wiederaufgenommenen Rechtsstreit nur noch darum geht, ob der Prozessgegner die an ihn gezahlten Beträge 
behalten darf oder ob er sie zur Insolvenzmasse zurückgewähren muss (BGH, Urteil vom 27. März 1995 - II ZR 
140/93, ZIP 1995, 643, 644; Urteil vom 16. Dezember 1999 - VII ZR 392/96, NJW 2000, 1114, 1115). 
 

2. Die Annahme des Berufungsgerichts, dem Kläger stehe Geschäftsführergehalt zu, weil die außerordentliche 
Kündigung seines Geschäftsführeranstellungsvertrags unwirksam sei, beruht auf einem Rechtsfehler. Die Ausle-
gung des Berufungsgerichts, bei der mit Schreiben vom 23. Dezember 2019 erklärtenaußerordentlichen Kündigung 
des Geschäftsführeranstellungsvertrags des Klägers sei die Schuldnerin nicht, wie § 9 Nr. 3 ihrer Satzung es ver-
lange, durch die Gesellschafter und die Geschäftsführung gemeinsam vertreten worden, verstößt gegen aner-
kannte Auslegungsregeln. 
 

a) Die Auslegung einer Individualerklärung, wie hier der Kündigungserklärung, ist grundsätzlich Sache des Tatrich-
ters und kann revisionsrechtlich nur daraufhin überprüft werden, ob der Tatrichter gesetzliche oder allgemein an-
erkannte Auslegungsregeln, Denkgesetze oder Erfahrungssätze verletzt hat oder ob die Auslegung auf Verfah-
rensfehlern beruht, etwa weil wesentlicher Auslegungsstoff unter Verstoß gegen Verfahrensvorschriften außer Acht 
gelassen worden ist (BGH, Urteil vom 8. November 2004 - II ZR 300/02, ZIP 2005, 82, 83; Urteil vom 11. Oktober 
2011 - II ZR 242/09, ZIP 2011, 2299 Rn. 24 mwN; Urteil vom 9. November 2022- VIII ZR 272/20, juris Rn. 71; Urteil 
vom 17. Januar 2023 - II ZR 76/21, ZIP 2023, 467 Rn. 18; Urteil vom 24. Oktober 2023 - II ZR 211/21, NZG 2024, 
482 Rn. 15; Urteil vom 29. Oktober 2024 - II ZR 222/21, WM 2025, 72 Rn. 14). Leidet die tatrichterliche Auslegung 
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an solchen revisionsrechtlich beachtlichen Rechtsfehlern, bindet sie das Revisionsgericht nicht (BGH, Urteil vom 
14. März 2023 - II ZR 152/21, ZIP 2023, 905 Rn. 24 f.; Urteil vom 29. Oktober 2024 - II ZR 222/21, WM 2025, 72 
Rn. 14). 
 

b) Einer an diesem Maßstab ausgerichteten Prüfung hält die Auslegung des Kündigungsschreibens vom 23. De-
zember 2019 durch das Berufungsgericht nicht stand. Die Auslegung des Berufungsgerichts, dem Schreiben lasse 
sich nicht entnehmen, dass T.           F.          die Kündigungserklärung zugleich als Geschäftsführer der Schuldnerin, 
mithin in fremdem Namen für diese, ausgesprochen habe, verstößt gegen anerkannte Auslegungsregeln. 
 

aa) Der von den Parteien gewählte Wortlaut einer Vereinbarung und der diesem zu entnehmende objektiv erklärte 
Parteiwille bildet den Ausgangspunkt einer nach §§ 133, 157 BGB vorzunehmenden Auslegung (BGH, Urteil vom 
21. Oktober 2014 - II ZR 84/13, BGHZ 203, 77 Rn. 15; Urteil vom 14. November 2018 - VIII ZR 109/18, NZM 2019, 
209 Rn. 19; Urteil vom 29. Oktober 2024- II ZR 222/21, WM 2025, 72 Rn. 18). Es entspricht jedoch ständiger 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, dass selbst ein vermeintlich klarer und eindeutiger Wortlaut der Erklä-
rung keine Grenze für die Auslegung anhand der Gesamtumstände bildet (vgl. BGH, Urteil vom 18. April 2018 - XII 
ZR 76/17, NZM 2018, 601 Rn. 36 mwN; Urteil vom 15. Oktober 2014 - XII ZR 111/12, GmbHR 2015, 200 Rn. 50 
mwN; Beschluss vom 10. September 2020 - I ZR 237/19, K&R 2021, 61 Rn. 13; Urteil vom 3. März 2021 - XII ZR 
92/19, WM 2022, 1662 Rn. 10; Urteil vom 29. Oktober 2024 - II ZR 222/21, WM 2025, 72 Rn. 22). Der Tatrichter 
hat insbesondere auch den mit der Erklärung verfolgten Zweck und die Interessenlage der Parteien zu berücksich-
tigen (vgl. BGH, Urteil vom 13. März 2003 - IX ZR 199/00, NJW 2003, 2235, 2236 mwN; Urteil vom 7. September 
2011 - XII ZR 114/10, GuT 2012, 268 Rn. 17). Soweit die vorgenannten Grundsätze auf § 157 BGB beruhen, gelten 
diese auch bei der Auslegung einseitiger Rechtsgeschäfte wie der Erklärung einer Kündigung (BGH, Urteil vom 10. 
April 2024 - VIII ZR 286/22, NZM 2024, 501 Rn. 45; Palandt/Ellenberger, BGB, 84. Aufl., § 157 Rn. 1). 
 

bb) Diesen Auslegungsgrundsätzen werden die Erwägungen des Berufungsgerichts nicht gerecht. Die Kündi-
gungserklärung im Schreiben vom23. Dezember 2019 wurde nicht nur für die Schuldnerin vertreten durch die Ge-
sellschafter abgegeben, wovon das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei ausgeht, sondern zugleich durch T.            F.         
als Geschäftsführer der Schuldnerin. Das Revisionsgericht kann die Auslegung selbst vornehmen, wenn der 
Tatrichter eine Erklärung nicht oder unter Verletzung anerkannter Auslegungsgrundsätze ausgelegt hat und wei-
tere, für die Auslegung maßgebliche tatsächliche Feststellungen nicht zu erwarten sind, und zwar auch dann, wenn 
mehrere Auslegungsmöglichkeiten bestehen (vgl. BGH, Urteil vom 21. Oktober 2014 - II ZR 84/13, BGHZ 203, 77 
Rn. 23 mwN; Urteil vom 15. März 2016 - II ZR 114/15, ZIP 2016, 1376 Rn. 24; Urteil vom 5. November 2024 - II 
ZR 35/23, ZIP 2025, 195 Rn. 35). 
 

Die Annahme des Berufungsgerichts, das von T.        F.         verfasste Kündigungsschreiben vom 23. Dezember 
2019 enthalte keine individuellen Anhaltspunkte dafür, dass die Kündigungserklärung auch durch die Geschäfts-
führung in Vertretung der Schuldnerin erklärt worden sei, ist nicht haltbar. Gibt ein Geschäftsführer einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung auf deren Geschäftspapier eine Erklärung ab, die Wirkung auf die Vertragsbezie-
hungen der Gesellschaft entfalten soll, geht der objektive Erklärungswert einer solchen Erklärung grundsätzlich 
dahin, dass diese im Namen der Gesellschaft abgegeben werden soll. Dabei ist es nicht erforderlich, dass der 
Geschäftsführer ausdrücklich "in Vertretung" oder als "Geschäftsführer" zeichnet, wenn sich seine Stellung, wie 
hier, für den Erklärungsempfänger erkennbar, durch seine gemäß § 35a Abs. 1 Satz 1 GmbHG vorgeschriebene 
Namhaftmachung auf dem Geschäftsbrief ergibt (§ 164 Abs. 1 Satz 2 BGB). Dass hier ausnahmsweise etwas 
Anderes erklärt werden sollte, lässt sich dem Schreiben vom 23. Dezember 2019 nicht entnehmen und wurde vom 
Berufungsgericht auch nicht festgestellt, da es den vorstehenden Erfahrungssatz nicht berücksichtigt hat. 
 

Lediglich ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass bei der Auslegung der Erklärung der weitere Inhalt des Schrei-
bens nicht unberücksichtigt bleiben darf. In diesem wird dem Kläger ein Hausverbot erteilt, wobei der Ausspruch 
des Hausverbots grundsätzlich in den Zuständigkeitsbereich der Geschäftsführung fällt und im vorliegenden Fall 
auch nicht vom Auftrag der Gesellschafterversammlung umfasst war. Der Ausspruch des Hausverbots und der 
Kündigungserklärung in einem Schreiben sprechen ebenfalls dafür, dass die Kündigung auch durch die Geschäfts-
führung im Namen der Schuldnerin erklärt werden sollte. 
 

III. Das Berufungsurteil ist danach insgesamt aufzuheben (§ 562 Abs. 1 ZPO). Die Sache ist gemäß § 563 Abs. 1 
Satz 1 ZPO zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, damit dieses 
die noch erforderlichen Feststellungen treffen kann.
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BGH II. Senat    26.11.2025     II ZB 20/24 
 

Beglaubigung der Unterschrift einer Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister durch einfaches 
elektronisches Zeugnis  

 

Leitsatz 
 

Die Beglaubigung der Unterschrift einer Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister kann durch einfaches 
elektronisches Zeugnis erfolgen. 
 

Sachverhalt 
 

I. Der Geschäftsführer der Beteiligten, einer GmbH, hat die Auflösung der Gesellschaft, ihren Liquidator und dessen 
Vertretungsbefugnis zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet. Der verfahrensbevollmächtigte Notar der 
Beteiligten hat dazu die Übereinstimmung dieser papierschriftlichen Erklärung mit einer von ihm gefertigten elekt-
ronischen Bilddatei und die Unterschrift des Geschäftsführers elektronisch beglaubigt. 
 

Das Registergericht benannte mit Zwischenverfügung vom 10. September 2024 als der Eintragung entgegenste-
hendes Hindernis, dass die papierschriftliche Erklärung des Geschäftsführers der Beteiligten nicht in Papierform 
unterschriftsbeglaubigt sei. 
 

Die hiergegen gerichtete Beschwerde der Beteiligten blieb ohne Erfolg. Mit der vom Beschwerdegericht zugelas-
senen Rechtsbeschwerde verfolgt die Beteiligte ihr Eintragungsbegehren weiter. 
 

II. Das Beschwerdegericht (OLG Celle, Beschluss vom 4. Dezember 2024 - 9 W 70/24, n.v.) hat zur Begründung 
seiner Entscheidung im Wesentlichen ausgeführt, dass die Anmeldung in elektronisch beglaubigter Form zwar den 
Anforderungen des § 12 Abs. 1 HGB, nicht aber den weitergehenden nach § 40 BeurkG genüge. Für den Anwen-
dungsbereich des § 40 BeurkG sei nicht die Verwendung des einfachen elektronischen Zeugnisses gemäß § 39a 
BeurkG eröffnet, wie aus der Stellung der Vorschrift, ihrem Eingangssatz und ihrer Überschrift folge. Der Anwen-
dungsbereich von § 39a BeurkG beschränke sich vielmehr auf den Anwendungsbereich von § 39 BeurkG, nämlich 
auf einfache elektronische Zeugnisse im Sinne dieser Vorschrift.. 
 

Entscheidungsgründe 
 

III. Die Rechtsbeschwerde der Beteiligten hat Erfolg. 
 

1. Die vom Beschwerdegericht zugelassene Rechtsbeschwerde ist gemäß § 70 Abs. 1 FamFG statthaft und auch 
im Übrigen zulässig. Die Rechtsbeschwerdebefugnis der Beteiligten ergibt sich daraus, dass ihre Beschwerde ge-
gen die Zwischenverfügung des Registergerichts zurückgewiesen wurde (vgl. BGH, Beschluss vom 17. Januar 
2023 - II ZB 6/22, BGHZ 236, 54 Rn. 10 mwN). 
 

2. Die Rechtsbeschwerde ist auch begründet. Die Entscheidung des Beschwerdegerichts hält der rechtlichen Nach-
prüfung nicht stand. Die Beglaubigung der Unterschrift einer Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister 
kann durch einfaches elektronisches Zeugnis erfolgen. Eine Beglaubigung der Unterschrift in Papierform ist dane-
ben nicht erforderlich. 
 

a) Es ist allerdings streitig, ob eine papierschriftliche Unterschrift durch einfaches elektronisches Zeugnis beglaubigt 
werden kann. 
 

aa) Dies wird zum Teil mit der Begründung verneint, dass sich der elektronische Beglaubigungsvermerk lediglich 
auf ein elektronisches Abbild der papierschriftlich geleisteten Unterschrift beziehe (so etwa BeckOK BeurkG/Frohn, 
Stand 1.9.2025, § 39a Rn. 15; BeckOGK BeurkG/Meier, Stand 1.8.2025, § 39a Rn. 18 f.; Oetker/Preuß, HGB , 8. 
Aufl., § 12 Rn. 27; Preuß, DNotZ Sonderheft 2012/13, 96, 99; BeckOGK BGB/Scheller, Stand 15.9.2024, § 129 
Rn. 31; wohl auch OLG Brandenburg, Beschluss vom 30. Juni 2021 - 7 W 75/20, juris Rn. 6). 
 

bb) Nach der Gegenauffassung kann der Notar die Unterschriftsbeglaubigung auch unmittelbar elektronisch vor-
nehmen und mit der elektronischen Abschriftsbeglaubigung der Anmeldung verbinden (so etwa Staudinger/Hertel, 
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BGB , 2023, § 129 Rn. 137 mwN; Staub/Koch, HGB , 5. Aufl., § 12 Rn. 27; Kruse in Armbrüster/Preuß, BeurkG , 
9. Aufl., § 39a Rn. 45; Lamsa in Heidel/Schall, HGB , 4. Aufl., § 12 Rn. 23; Limmer in Frenz/Miermeister, BNotO , 
5. Aufl., § 39a BeurkG Rn. 12; Jeep/Wiedemann, NJW 2007, 2439 , 2442; Reithmann, ZNotP 2007, 167 ; Reith-
mann, ZNotP 2007, 370 , 373 Fn. 17). 
 

b) Der Senat schließt sich der letztgenannten Auffassung an. 
 

Dem Wortlaut von § 39a Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 BeurkG lässt sich nicht entnehmen, dass die Beglaubigung einer 
Unterschrift durch einfaches elektronisches Zeugnis nicht formwahrend ist. In der Vorschrift wird die Beglaubigung 
vielmehr ausdrücklich als ein Unterfall des einfachen Zeugnisses benannt, das elektronisch errichtet werden kann. 
Dass davon auch die Unterschriftsbeglaubigung umfasst ist, ergibt sich aus dem Verweis in § 39a Abs. 1 Satz 1 
Halbs. 1 BeurkG auf § 39 BeurkG , in dem die Beglaubigung einer Unterschrift als ein Unterfall des einfachen 
Zeugnisses bezeichnet wird. 
 

Für eine den Gesetzeswortlaut einschränkende Auslegung von § 39a Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 BeurkG lassen sich 
auch keine durchgreifenden gesetzessystematischen Gründe anführen. Das Beschwerdegericht verkennt mit sei-
ner gegenteiligen Auffassung, dass § 40 BeurkG das bei der Beglaubigung einer Unterschrift einzuhaltende Ver-
fahren regelt und sich schon nicht zur Beglaubigungsform verhält. Aus § 39a Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 BeurkG , 
wonach Beglaubigungen qualifizierter elektronischer Signaturen elektronisch zu errichten sind, ergibt sich jeden-
falls nicht zwingend, dass papierschriftliche Unterschriften "im Umkehrschluss" (so aber BeckOGK BeurkG/Meier, 
Stand 1.8.2025, § 39a Rn. 19) nur in papierschriftlicher Form beglaubigt (§ 39 BeurkG ) werden können. Entspre-
chendes gilt, wie die Rechtsbeschwerde zutreffend einwendet, für die Unterscheidung von in schriftlicher und in 
elektronischer Form abgefasster Erklärungen in § 129 Abs. 1 Satz 1 BGB . Die Vorschrift besagt, dass im erstge-
nannten Fall die Unterschrift, im zweitgenannten Fall die qualifizierte elektronische Signatur des Erklärenden vom 
Notar beglaubigt werden muss; sie besagt aber nichts darüber, in welcher Form zu beglaubigen ist (aA wohl 
BeckOK BeurkG/Frohn, Stand 1.9.2025, § 39a Rn. 15; Oetker/Preuß, HGB , 8. Aufl., § 12 Rn. 27). 
 

Die Gesetzesmaterialien zum Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (DiRUG vom 5. Juli 2021, BGBl. 
I, S. 3338 ) enthalten ebenfalls keinen belastbaren Anhaltspunkt dafür, dass der Gesetzgeber die Beglaubigung 
durch einfaches elektronisches Zeugnis mit der Neufassung von § 129 BGB , § 39a BeurkG und der Einfügung von 
§ 40a BeurkG der Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur vorbehalten wollte (Limmer in 
Frenz/Miermeister, BNotO , 6. Aufl., § 39a BeurkG Rn. 29; aA BeckOGK BGB/Scheller, Stand 15.9.2024, § 129 
Rn. 31: "Geist" der Neufassung. Die Neufassung diente insbesondere der Klarstellung, dass der Anwendungsbe-
reich der elektronischen Vermerkurkunde i.S.v. § 39a BeurkG auch die Beglaubigung von qualifizierten elektroni-
schen Signaturen erfasst (RegE DiRUG, BT-Drucks. 19/28177, S. 125). Die Frage einer elektronischen Beglaubi-
gung einer unbeglaubigten papierschriftlichen Unterschrift wird in den Materialien nicht thematisiert. 
 

Schließlich ist derzeit auch noch ein praktisches Bedürfnis für eine elektronische Unterschriftsbeglaubigung gege-
ben, zumal die Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister ohnehin elektronisch einzureichen ist (§ 12 Abs. 
1 Satz 1 HGB ). Die Möglichkeit, eine Anmeldung in elektronischer Form abzufassen (§ 129 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 , 
§ 126a BGB , § 40a BeurkG ), ist solange nicht geeignet, dieses Bedürfnis zu befriedigen, solange sich die qualifi-
zierte elektronische Signatur nicht allgemein oder jedenfalls weitgehend im (Handels-) Rechtsverkehr durchgesetzt 
hat (aA BeckOGK BeurkG/Meier, Stand 1.8.2025, § 39a Rn. 19). Genauso wie bei einer eigenhändigen elektroni-
schen Namensunterschrift wird die Authentizität und Integrität des Dokuments dadurch sichergestellt, dass die 
papierschriftliche Unterschrift, die elektronisch beglaubigt wird, in Gegenwart des Notars vollzogen wird (§ 40 Abs. 
1 BeurkG ; vgl. RegE eines Gesetzes zur Einführung einer elektronischen Präsenzbeurkundung, BT-Drucks. 
21/1505, S. 52 f.).
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Auskunftsersuchen des Gesellschafters zu personenbezogenen Daten GmbH  
  

Leitsatz 
 

Ein Auskunftsersuchen des Gesellschafters, das auch dem Ziel dient, die Namen, Anschriften und Beteiligungshö-
hen der Mitgesellschafter dazu zu verwenden, diesen Kaufangebote für ihre Anteile zu unterbreiten, stellt keine 
unzulässige Rechtsausübung und keinen Missbrauch des Auskunftsrechts dar. Einem solchen Auskunftsbegehren 
stehen auch nicht die Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung entgegen (Festhaltung BGH, Beschluss vom 
24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 11 f.). 
 

Sachverhalt 
 

I. Der Kläger ist jeweils über einen Treuhand- und Servicevertrag mit der Beklagten, der Treuhandkommanditistin 
der           S.        GmbH & Co. KG und der         D.              GmbH & Co. KG (nachfolgend Fondsgesellschaften), 
mit einem Anteil von nominal 15.000 € bzw. 30.000 € mittelbar an den Fondsgesellschaften beteiligt. Die Bestim-
mungen der Gesellschaftsverträge gelten nach § 6 Nr. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrags (GV) entsprechend für 
die Treugeber. Gemäß § 6 Nr. 2 GV werden die Treugeber von der Treuhandkommanditistin bevollmächtigt, deren 
Mitgliedschaftsrechte im Umfang ihrer Treuhandeinlage selbst auszuüben. Dies schließt ausdrücklich die Befugnis 
ein, an Gesellschafterversammlungen der Gesellschaft direkt teilzunehmen. 
 

Mit anwaltlichem Schreiben vom 4. Januar 2022 begehrte der Kläger von der Beklagten vergeblich Auskunft über 
persönliche Daten sowie die Beteiligungshöhen der an den beiden Fondsgesellschaften beteiligten Gesellschafter 
(Treugeberkommanditisten und unmittelbar beigetretene Kommanditisten). 
 

Das Landgericht hat die Beklagte antragsgemäß verurteilt. Die dagegen gerichtete Berufung der Beklagten hat das 
Berufungsgericht nicht zugelassen und als unzulässig verworfen. Hiergegen richtet sich die Rechtsbeschwerde der 
Beklagten. 
 

Entscheidungsgründe 
 

II Die Rechtsbeschwerde hat keinen Erfolg. 
 

1. Das Berufungsgericht (Hanseatisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 31. August 2023 - 3 U 4/23, BeckRS 
2023, 53262 und Beschluss vom8. November 2023 - 3 U 4/23, BeckRS 2023, 53261) hat seine Entscheidung im 
Wesentlichen wie folgt begründet: Die Berufung sei als unzulässig zu verwerfen, da sie nicht zugelassen sei und 
der Wert des Beschwerdegegenstands nach den eigenen Ausführungen der Beklagten 500 € nicht übersteige. Für 
die Bemessung der Beschwer sei auf das Abwehrinteresse der beklagten Partei abzustellen, welches sich grund-
sätzlich aus ihrem voraussichtlichen Zeit- und Kostenaufwand ergebe, der mit der Auskunftserteilung verbunden 
sei. Dieser sei auf maximal 500 € zu schätzen, da die Daten der Gesellschafter der Beklagten vorlägen, die zuvor 
alle Gesellschafter angeschrieben habe, und unproblematisch ohne größeren Aufwand an den Kläger herausge-
geben werden könnten. 
 

Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus dem behaupteten hohen Zeit- und Kostenaufwand, der mit der Anleger-
befragung zur Weitergabe ihrer persönlichen Daten verbunden gewesen sei. Die Befragung der Anleger betreffe 
die streitgegenständliche Auskunftsverpflichtung nicht. Die Beklagte sei nicht zur postalischen Abfrage aller Anle-
ger verpflichtet, sondern nur zur Auskunft über die Daten der Anleger. Der Anspruch des Klägers auf Auskunft 
könne auch nicht aufgrund datenschutzrechtlicher Vorschriften, namentlich der Datenschutz-Grundverordnung ver-
weigert werden. Die Datenübermittlung sei gemäß Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) zulässig. 
 

2. Die statthafte (§ 574 Abs. 1 Nr. 1, § 522 Abs. 1 Satz 4 ZPO), form- und fristgerecht eingelegte und begründete 
(§ 575 ZPO) und wegen grundsätzlicher Bedeutung auch im Übrigen zulässige Rechtsbeschwerde (§ 574 Abs.  2 
Nr.  1 ZPO, vgl. EuGH, Urteil vom 12. September 2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340) ist unbegründet. 
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Das Berufungsgericht hat die Berufung der Beklagten mit rechtsfehlerfreien Erwägungen als unzulässig verworfen, 
weil der Wert des Beschwerdegegenstands 500 € nicht übersteigt (§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO), und ihr den Zugang 
zur Rechtsmittelinstanz mithin nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht zu rechtfertigender Weise erschwert. 
Die von der Beklagten angeführten Kosten der Anlegerbefragung erhöhen den Wert des Beschwerdegegenstands 
nicht, da die Befragung weder aus gesellschaftsrechtlichen noch aus datenschutzrechtlichen Gründen erforderlich 
war. Ein den Beschwerdewert steigerndes Geheimhaltungs- und Datenschutzinteresse der Beklagten lag ebenfalls 
nicht vor (vgl. BGH, Beschluss vom 24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 21, 27). 
 

a) Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist bei einem Gesellschaftsvertrag einer Personen- bzw. 
Personenhandelsgesellschaft das Recht, seinen Vertragspartner zu kennen, selbstverständlich. Es folgt als unent-
ziehbares mitgliedschaftliches Recht aus dem durch den Gesellschaftsvertrag begründeten Vertragsverhältnis als 
solchem. Das auf Kenntnis seiner Mitgesellschafter gerichtete Auskunftsbegehren des Gesellschafters ist lediglich 
durch das Verbot der unzulässigen Rechtsausübung (§ 242 BGB) und das Schikaneverbot gemäß § 226 BGB 
begrenzt. Dieses Auskunftsrecht steht auch einem Treugeber zu, der - wie hier - im Innenverhältnis der Gesell-
schafter untereinander und der Gesellschafter zu den Treugebern einem unmittelbar beteiligten Gesellschafter 
gleichgestellt ist (BGH, Urteil vom 5. Februar 2013 - II ZR 134/11, BGHZ 196, 131 Rn. 11; Urteil vom 16. Dezember 
2014 - II ZR 277/13, ZIP 2015, 319 Rn. 11; Beschluss vom 24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 23). 
Das Auskunftsrecht kann weder durch eine Regelung im Gesellschaftsvertrag noch durch eine Regelung im Treu-
handvertrag ausgeschlossen werden (BGH, Urteil vom 5. Februar 2013 - II ZR 134/11, BGHZ 196, 131 Rn. 24; 
Urteil vom 16. Dezember 2014 - II ZR 277/13, ZIP 2015, 319 Rn. 23 mwN). Es richtet sich gegen jeden Mitgesell-
schafter, soweit dafür im Einzelfall sachlich berechtigte Gründe sprechen (vgl. BGH, Urteil vom 16. Dezember 2014 
- II ZR 277/13, ZIP 2015, 319 Rn. 29 mwN). 
 

aa) Danach muss, wer sich an einer Personen- bzw. Personenhandelsgesellschaft, insbesondere in Form einer 
Publikumsgesellschaft beteiligt, damit rechnen, dass neben seinen Daten auch seine Beteiligungshöhe an seine 
Mitgesellschafter bzw. diesen gleichgestellten Mittreugebern mitgeteilt wird. Aufgrund des durch den Gesellschafts-
vertrag begründeten Vertragsverhältnisses ist es ein unentziehbares mitgliedschaftliches Recht des Gesellschaf-
ters, die Beteiligungshöhe seiner Mitgesellschafter zu erfahren. In jeder Gesellschaft ist das Zusammenwirken der 
Gesellschafter ein elementarer Bestandteil der Willensbildung, weshalb es in Personengesellschaften, und auch in 
einer Publikumspersonengesellschaft, kein Recht gibt, anonym zu bleiben. Deshalb muss insbesondere der Anle-
ger einer Publikumsgesellschaft, wenn seine Stimmkraft von der Höhe der gezeichneten Kapitaleinlage abhängig 
ist, wie hier nach jeweils § 16 Nr. 2 GV der Fondsgesellschaften, wissen, wie die Stimmen und damit die Macht-
verhältnisse in der Gesellschaft verteilt sind, um seine Mitgliedschaftsrechte informiert ausüben zu können. Es 
macht für die Stellung des die Auskunft begehrenden Gesellschafters gerade einen entscheidenden Unterschied, 
ob neben ihm nur Kleinanleger oder auch ein oder mehrere Großanleger beteiligt sind. Infolgedessen ist auch die 
Kenntnis vom Umfang der Beteiligungen der Mitgesellschafter für die informierte Ausübung der Mitgliedschafts-
rechte erforderlich i.S.d. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO. Verlangt ein Gesellschafter Auskunft auch 
zu dem Zweck, die Namen, Anschriften und Beteiligungshöhe der Mitgesellschafter dazu zu verwenden, diesen 
Kaufangebote für ihre Anteile zu unterbreiten, stellt dies keine unzulässige Rechtsausübung und keinen Miss-
brauch des Auskunftsrechts dar (BGH, Beschluss vom 24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 11 f., 16 
mwN). 
 

In diesen Fällen muss sich der die Auskunft begehrende Gesellschafter nicht in Anlehnung an § 127a AktG auf ein 
Internetforum oder auf die Einrichtung eines Datentreuhänders als milderes Mittel verweisen lassen. Es muss viel-
mehr dem Gesellschafter überlassen bleiben, auf welchem Weg und in welcher Weise er sich an seine Mitgesell-
schafter wenden will. Die mittelbare Erfüllung der Auskunfts- bzw. Einsichtnahmeansprüche eines Gesellschafters 
über einen Informationstreuhänder ist nicht hinreichend, da auf diesem Weg die mitgliedschaftlichen Rechte des 
die Auskunft begehrenden Gesellschafters nicht ausreichend gewahrt werden. Es besteht ein berechtigtes Inte-
resse des Gesellschafters bzw. des im Innenverhältnis gleichgestellten Treugebers daran, sein unentziehbares 
Recht auf Auskunft wahrnehmen zu können, ohne auf die Treuhänderin als Mittlerin angewiesen zu sein oder von 
ihr oder den Fondsgesellschaften bereitgestellte und kontrollierte Medien nutzen zu müssen. Auch die Belästigung 
der anderen Gesellschafter durch die Übermittlung unerwünschter Kaufangebote ist grundsätzlich nicht erhebli-
cher, sondern vielmehr lediglich geringfügiger Art. Es steht ihnen frei, etwaige Kaufangebote des die Auskunft 
begehrenden Mitgesellschafters anzunehmen oder abzulehnen (vgl. BGH, Urteil vom 11. Januar 2011 - II ZR 
187/09, ZIP 2011, 322 Rn. 17; Beschluss vom 24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 14 f.; jeweils mwN). 
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bb) Diese Rechtsauffassung hat sich der Gesetzgeber in § 166 Abs. 1 Satz 2 HGB in der seit dem 1. Januar 2024 
geltenden Fassung (Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts vom 10. August 2021, BGBl. I 
S. 3436; im Folgenden: MoPeG) zu eigen gemacht (vgl. BeckOK HGB/Beyer, 45. Ed. 1.1.2025, HGB § 166 Rn. 37 
f.; Oepen in Ebenroth/Boujong, HGB, 5. Aufl., § 166 Rn. 21; Hopt/Roth, HGB, 44. Aufl., § 166 Rn. 11; Sachtle-
ber/Wollenschläger, NZG 2024, 1553 Rn. 23). In gleicher Weise hat er die in der Senatsrechtsprechung anerkannte 
Unwirksamkeit einschränkender Vereinbarungen dieses Anspruchs im Gesellschaftsvertrag in § 166 Abs. 2 HGB 
normiert (vgl. Sachtleber/Wollenschläger, NZG 2024, 1553 Rn. 23). 
 

b) Diese Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs steht entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde im Einklang 
mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 12. September 2024 (C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340). 
 

aa) Der Europäische Gerichtshof hat die Erforderlichkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art. 
6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO für ein Auskunftsbegehren von Treugebern verneint, weil es nach den den 
Ausgangsverfahren zugrunde liegenden Beteiligungs- und Treuhandverträgen, auf deren Grundlage die mittelba-
ren Beteiligungen an den betreffenden Investmentfonds erworben worden waren, ausdrücklich verboten war, die 
personenbezogenen Daten betreffend die mittelbaren Anleger anderen Anteilseignern mitzuteilen (EuGH, Urteil 
vom 12. September 2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 45, 47). 
 

bb) Es ist bereits zweifelhaft, ob sich aus dieser Entscheidung Folgerungen für den oben dargestellten Auskunfts-
anspruch ziehen lassen, weil weder aus dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs noch aus den Vorlagebeschlüs-
sen des Amtsgerichts München (Aussetzungs- und Vorlagebeschlüsse vom21. Dezember 2021 - 132 C 12506/21, 
ZInsO 2022, 552 und 132 C 22992/20, juris) ersichtlich ist, wie in den dortigen Sachverhalten die Rechte der Treu-
geber ausgestaltet sind, insbesondere ob die Treugeber einem unmittelbar beteiligten Gesellschafter gleichgestellt 
sind. Der Entscheidung lässt sich vielmehr entnehmen, dass bei einer indirekten Beteiligung die Gesellschafter ihre 
Rechte über treuhänderische Beteiligungsgesellschaften ausüben (EuGH, Urteil vom12. September 2024, C-17/22, 
C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 13). 
 

Zudem ist für einen vertraglich vereinbarten Ausschluss der Weitergabe von personenbezogenen Daten im vorlie-
genden Fall weder etwas festgestellt noch sonst ersichtlich, so dass die entscheidende Erwägung des Europäi-
schen Gerichtshofs hier nicht einschlägig ist. Es kommt danach schon nicht mehr darauf an, dass ein solcher 
Ausschluss des Rechts, seinen Vertragspartner zu kennen, nach deutschem Recht unwirksam wäre (vgl. jetzt § 
166 Abs. 2 HGB). 
 

cc) Ungeachtet dessen steht Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO der Erfüllung des dargestellten Aus-
kunftsanspruchs nicht entgegen. Dem nationalen Gericht obliegt die Prüfung gemäß Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 
Buchst. b bzw. f DS-GVO, ob es die notwendige Transparenz unter Gesellschaftern von Personengesellschaftern 
gewährleistende Maßnahmen gibt, die den Schutz der vertraulichen personenbezogenen Daten der mittelbaren 
Gesellschafter von Publikumspersonengesellschaften weniger beeinträchtigen als ihre Weitergabe an jeden ande-
ren Gesellschafter, der darum ersucht (vgl. EuGH, Urteil vom 12. September 2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 
2340 Rn. 61, 65, 73). 
 

Dem Merkmal der Erforderlichkeit in Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO ist im Streitfall durch die Diffe-
renzierung beim Grund des Auskunftsbegehrens Rechnung zu tragen. 
 

(1) Wird die Auskunft zur Durchsetzung der durch Mitgliedschaft verkörperten Rechte verlangt und stellt der beab-
sichtigte Ankauf von weiteren Anteilen daneben nur einen zusätzlichen Aspekt für das (Auskunfts-)Begehren dar, 
ist eine direkte Kommunikation des auskunftbegehrenden Gesellschafters mit den Mitgesellschaftern erforderlich, 
zumal die Interessen der Gesellschafter einerseits und die der Gesellschaft bzw. des Treuhänders andererseits 
nicht immer deckungsgleich sind, sondern auch auseinanderlaufen können (BGH, Beschluss vom 24. Oktober 
2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 15 mwN; Armbrüster, ZIP 2024, 2517, 2518; Baumgartner/Manaigo, ZD 2023, 
72, 75; Sachtleber/Wollenschläger, NZG 2024, 1553 Rn. 22; aA Schwind/Schwind, NJW 2024, 3624 Rn. 12). Die 
Erforderlichkeit der unmittelbaren Kontaktaufnahme zu seinen Mitgesellschaftern ist vor allem dann gegeben, wenn 
der Gesellschafter im Vorfeld einer Gesellschafterversammlung Absprachen über die Stimmrechtsausübung treffen 
will. Die Zwischenschaltung der Gesellschaft bzw. des Treuhänders oder die Verweisung auf von diesen bereitge-
stellten und kontrollierten Medien beeinträchtigt das mit dem Eingehen einer personengesellschaftsrechtlichen Bin-
dung angelegte und berechtigte Begehren des Gesellschafters, sich mit seinen Mitgesellschaftern über das 
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Abstimmungsverhalten zu verständigen, erheblich. Zum einen kann es im Hinblick auf die durch Ladungsfristen 
vorgegebenen Zeiträume zu unangemessenen Verzögerungen kommen. Zum anderen besteht die Gefahr, dass 
die Gesellschaft bzw. die Treuhänderin die Filterfunktion zum Nachteil der Gesellschafter nutzt, wenn ihnen nach-
teilige oder missliebige Gegenstände zur Abstimmung kommen sollen. 
 

(2) Einer solchen direkten Kommunikation unter den Gesellschaftern bedarf es hingegen nicht, wenn die Auskunft 
allein deshalb verlangt wird, um den Mitgesellschaftern Kaufangebote für ihre Anteile zu unterbreiten. In diesem 
Fall wird dem Auskunftsinteresse des Gesellschafters durch die vom Europäischen Gerichtshof aufgezeigte "Wei-
terleitungslösung" (Sachtleber/Wollenschläger, NZG 2024, 1553 Rn. 22) hinreichend Rechnung getragen, wonach 
der Gesellschafter die Fondsgesellschaft bzw. den Treuhänder auffordern könne, seine Anfrage bezüglich der per-
sonenbezogenen Daten an die anderen Gesellschafter weiterzuleiten, so dass diese dann frei entscheiden können, 
ob sie anonym bleiben und so im Einklang mit dem in Art. 5 Abs. 1 Buchst. c DS-GVO verankerten Grundsatz der 
Datenminimierung die Kontrolle über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten behalten (EuGH, Urteil vom 
12. September 2024,C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 59 f.). Alternativ kann bei einem solchen Auskunftsbe-
gehren dem Recht der betroffenen Gesellschafter auf Schutz der Vertraulichkeit ihrer personenbezogenen Daten 
durch Einrichtung eines Datentreuhänders bzw. Informationstreuhänders oder in Anlehnung an § 127a AktG durch 
ein entsprechendes Internetforum Rechnung getragen werden. 
 

c) Der Kläger hat hinreichend dargelegt, dass die von ihm begehrten Auskünfte für die Ausübung seiner Mitglied-
schaftsrechte erforderlich i.S.d. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO sind, was durch das nationale Gericht 
zu beurteilen ist (vgl. EuGH, Urteil vom 12. September 2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 61, 65, 73). 
Das Landgericht hat unter Bezugnahme auf das Schreiben der Prozessbevollmächtigten des Klägers vom 4. Ja-
nuar 2022 festgestellt, dass er die Auskünfte verlangt, um mit seinen Mitgesellschaftern in Kontakt zu treten, um 
über Anteilsübertragungen zu sprechen, Gesellschafterentscheidungen herbeizuführen und sich generell darüber 
zu informieren, mit welchen Gesellschaftern er "in einem Boot" sitzt und für diese gegebenenfalls mithaftet. Der 
Kläger hat damit ausreichend dargetan, dass sein Auskunftsersuchen die durch seine Mitgliedschaft verkörperten 
Rechte betrifft und der direkte Kontakt zu seinen Mitgesellschaftern zur Ausübung derselben erforderlich i.S.d. Art. 
6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f DS-GVO ist. Es oblag damit der Beklagten, eine etwaige rechtsmissbräuchliche 
Ausübung des Auskunftsverlangens substantiiert darzulegen, woran es nach den Feststellungen des Landgerichts 
fehlt. 
 

Da die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Gesellschafter nach Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b 
DS-GVO erforderlich ist, braucht nicht geprüft zu werden, ob diese Verarbeitung auch unter einen anderen dieser 
Gründe, insbesondere unter Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f DS-GVO fällt (vgl. EuGH, Urteil vom 12. September 
2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 38). 
 

d) Das Berufungsgericht hat danach die Berufung der Beklagten rechtsfehlerfrei als unzulässig verworfen, weil der 
Wert des Beschwerdegegenstands 500 € nicht übersteigt (§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO), und ihr den Zugang zur Rechts-
mittelinstanz mithin nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht zu rechtfertigender Weise erschwert. Zur weite-
ren Begründung verweist der Senat auf seinen Beschluss vom 24. Oktober 2023 in einem ebenfalls gegen die 
Beschwerdeführerin gerichteten Verfahren (II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 17 ff.). 
 

3. Nach alledem besteht keine Notwendigkeit, nach Art. 267 AEUV eine Vorabentscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs einzuholen. 


